
G r ü n d e n des Alters oder mangelnden Erfolgs die Szene verlas­
sen. M a ß n a h m e n wie die, die vom Kongreß der Vereinigten Staa­
ten mi t seinem >Umfassenden Anti-Apartheid-Gesetz< vom 
2. Oktober 1986 eingeleitet wurden, bieten sich zur Annahme 
durch die Vereinten Nationen und zur Verwirkl ichung durch 
alle Industriestaaten an; dies gi l t auch nach dem 20. Februar 
1987, als durch das Veto der Vereinigten Staaten (und Großbr i ­
tanniens) im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ein Antrag 
zu Fal l gebracht wurde, der die amerikanischen S a n k t i o n s m a ß ­
nahmen international verbindlich machen wollte. Südaf r ika 
braucht die Hilfe der internationalen Gemeinschaft — und ins­
besondere die seiner e rk lä r t en Freunde —, um übe r den Berg zu 
kommen, um seinen Untergang zu vermeiden. Die Aussage eines 
schwarzen Jugendlichen aus einer jener Vors täd te nahe Pretoria 
muß für uns alle, wo immer auch w i r uns auf diesem Planeten 
befinden, lehrreich sein. Er sagte: 

»Wir sind heute in dieser Lage, weil unsere Vorfahren Angst hatten zu 
sterben; aber schließlich starben sie doch. Wir werden kämpfen und 
sterben, damit unsere Kinder ein besseres Leben führen können. Und 
wenn alles vorüber ist, werden wir wissen, wer unsere Freunde sind, 
und sie sollten wissen, wer wir sind.« 

Durch positives und konstruktives Handeln unsererseits können 
w i r verhindern, daß dieser junge Mensch sterben muß, und w i r 

k ö n n e n zeigen, daß w i r ebenso seine Freunde sind, wie w i r die 
Freunde anderer Südaf r ikaner sind. 
Die internationale Gemeinschaft sollte ebenfalls rasch tä t ig 
werden, um Südaf r ikas Ränken gegenüber seinen Nachbarstaa­
ten entgegenzutreten, und vermittels der Vereinten Nationen 
sollte die Staatengemeinschaft die Wirtschaftsentwicklung die­
ser Nachbarn Südaf r ikas — besonders Mosambiks, das i n j ü n g ­
ster Zeit kaum das schiere Über leben sichern kann, und Simbab­
wes — fördern, um eine weitere Verschlechterung der Sicher­
heitslage zu verhindern; dadurch w ü r d e es ihnen möglich, zu 
innerer S tab i l i t i t ä t zu gelangen, so daß mehr Ressourcen auf die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung verwandt werden kön ­
nen. Insbesondere die Regierungen der traditionellen Gebe r l än ­
der sollten ihre wirtschaftliche U n t e r s t ü t z u n g für die unter dem 
ökonomischen Würgegriff Pretorias ächzenden Staaten wesent­
l ich steigern, um deren Abhängigke i t von Südaf r ika zu verr in­
gern. Schließl ich sollte auch die internationale Geschäf tswel t 
ermutigt werden, durch den Ausbau der Geschäf t sverb indungen 
und durch Investitionen zur wirtschaftlichen Entwicklung und 
S tab i l i t ä t der Frontstaaten beizutragen. 
Das Konzept friedlichen Wandels braucht noch nicht aufgege­
ben zu werden — entschlossenes Handeln der internationalen 
Gemeinschaft und insbesondere des Westens vorausgesetzt. 

Bonns Namibia-Politik 
Resolution 435, Kontaktgruppe und besondere Verantwortung: 
eine kritische Bestandsaufnahme HENNING MELBER 

Vor zehn Jahren, im April 1977, haben die damaligen westlichen 
Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen ihre >Na-
mibia-Initiative< eingeleitet, mit der sie den Übergang des Terri­
toriums zur Unabhängigkeit unter Aufsicht und Kontrolle der 
Weltorganisation sicherstellen wollten. Zu jenen fünf Staaten 
gehörte seinerzeit die Bundesrepublik Deutschland, die auch im 
folgenden Jahr an der Erarbeitung eines konkreten Plans betei­
ligt war, den sich der Sicherheitsrat im September 1978 zu eigen 
machte. Ein Ruhmesblatt in den Annalen der Weltpolitik wurde 
damit nicht aufgeschlagen. 

Um die Entkolonisierung Namibias 

M i t der Unabhäng igke i t der ehemals portugiesischen Kolonien 
entwickelte sich Namibia zur Pufferzone für das weiße Minder­
heitsregime am Kap. Unter wachsendem außenpol i t i schem 
Druck und angesichts ve rs tä rk te r Erfolge der 1960 gegründe ten 
>Südwestafrikanischen Volksorganisation< (SWAPO), die 1966 
den bewaffneten Kampf gegen das südafr ikanische Besatzungs­
regime aufgenommen hatte und nun vom unabhäng igen Angola 
aus günst igere mi l i tä r i sche Opera t ionsmögl ichkei ten wahrneh­
men konnte, begann Südaf r ika eine eigene >Reformpolitik< i n 
Namibia zu init i ieren. Ges tü tz t auf die Mehrzahl der weißen 
Siedler und eine geringe Zahl kooperationswilliger Afrikaner 
wurde die nach dem Tagungsort so benannte >Turnhallen-Kon-
ferenz< ins Leben gerufen, die 1977 einen >Unabhängigkeitsplan< 
proklamierte. Vertreter aller Bevölkerungsgruppen sollten auf 
der Grundlage ethnischer Differenzierung eine Regierung b i l ­
den, die unter der Aufsicht eines südafr ikanischen Verwaltungs­
beamten die begrenzte Selbstverwaltung ausüben sollte. Der 
drohende südafr ikanische Alleingang, der einer internationalen 
Anerkennung einer solch offenkundigen Marionettenregierung 
keine Aussicht auf Erfolg e in räumte , ve ran laß te die damaligen 
westlichen Mitglieder des Sicherheitsrats zur Ini t iat ive: die 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbr i t ann ien , Ka ­
nada und die Vereinigten Staaten konstituierten sich zur >Kon-
taktgruppe* 1. Diese von den Vereinten Nationen gebilligte Inter­

vention mi t dem erk lä r t en Ziel der Vermit t lung zwischen den 
Konfliktparteien Südaf r ika und SWAPO vereitelte vorerst die 
einseitige Unabhäng igke i t s e rk l ä rung . I n getrennten diplomati ­
schen Verhandlungen mi t Südaf r ika und der SWAPO wurde ein 
Lösungsp lan erarbeitet, der 1978 durch Resolution 435 2 des S i ­
cherheitsrats gebilligt und zur Grundlage einer Entkolonisie­
rung Namibias erhoben wurde. Die Entsch l ießung sieht die 
Durch füh rung freier und allgemeiner Wahlen unter Aufsicht der 
UNO vor. 
Die SWAPO erk lä r t e sich zur Umsetzung des Verhandlungser­
gebnisses bereit und hat seither mehrfach der südaf r ikanischen 
Regierung den Waffenstillstand als ersten Schritt zur Verwi rk ­
lichung der Resolution 435 angeboten. Südaf r ika dagegen nutz­
te die bislang verstrichene Zeit, die Strukturen in Namibia zu­
gunsten einer Weichenstellung nach eigenen Vorstellungen we i ­
ter auszubauen. Diese Verzögerungs tak t ik wurde seit Amtsan­
t r i t t des P rä s iden ten Reagan von den USA zumindest geduldet; 
sie boten den Süda f r ikane rn die notwendige Schützenhi l fe , um 
die Durch füh rung der Resolution 435 vorerst zu verhindern. Als 
Hauptinstrument diente dazu ein nach t räg l i ch formuliertes 
>Junktim<, das für die Abhaltung allgemeiner Wahlen i n Nami ­
bia den Abzug der kubanischen Truppen aus Angola zur Voraus­
setzung machte. 
Die dadurch seit Anfang der achtziger Jahre geschaffene Pattsi­
tuation verhalf Südaf r ika zu be t räch t l i chem Zeitgewinn. Nach 
einem Anfang 1983 endgül t ig gescheiterten ähnl ichen Anlauf 
wurde Mit te 1985 — das Datum des 17.Juni hatte man w o m ö g ­
l ich nicht ganz ohne Bedacht gewähl t — die bislang nur von 
Südaf r ika selbst offiziell anerkannte >Übergangsregierung der 
nationalen Einheit< proklamiert, die freil ich von einem General­
administrator Pretorias kontrol l ier t w i r d . Ihre Kompetenzen 
liegen i m Bereich der Durch führung begrenzter Reformen unter 
Beibehaltung der >großen Apartheids also der Aufrechterhal­
tung des Prinzips einer ethnisch-regionalen Aufteilung des Lan­
des sowohl i m politischen als auch i m ökonomischen Bereich auf 
Grundlage der zu Beginn der sechziger Jahre festgelegten Reser­
vatsstrukturen. Das Fazit nach einem Jahr >Interimsregierung< 
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formulierte die katholische Kommission für Gerechtigkeit und 
Versöhnung in Windhoek i n einem Offenen Brief vom 17. Juni 
1986 mi t dem Schlußsatz : »Sie haben Ihr Zie l der Nationalen 
Einheit fast erreicht: die meisten Namibier stehen vereint gegen 
Sie.« 3 

Zehn Jahre nach Einleitung der westlichen Namibia-Ini t iat ive 
gi l t weiterhin, was der damalige Staatsminister i m Auswär t igen 
Amt, Jü rgen Möllemann, am 6. November vergangenen Jahres 
im Deutschen Bundestag feststellte: »(Die) Verwirkl ichung des 
Lösungsplans nach der Resolution 435 liegt zugegebenermaßen 
nicht i n greifbarer Nähe«. Seine »Durchführung . . ., und zwar 
ohne Verzögerungen, ohne weitere Vorbedingungen und ohne 
weitere Umgehungsversuche« werde aber von der Bundesregie­
rung unve rände r t verlangt. Deren Rolle in der Fünfe rg ruppe 
beschrieb er so: 

»Sie hat sieh bemüht, als Mitglied der >Kontaktgruppe der westlichen Fünf< 
zusammen mit den USA, Kanada, Frankreich und Großbritannien, aber auch 
mit anderen Partnern einen Weg zur Entlassung Namibias in die Unabhän­
gigkeit zu entwickeln, den sie als einer der Hauptinitiatoren der Resolu­
tion 435 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vorzuzeichnen half.« 
Nun führt die >Kontaktgruppe< seit geraumer Zeit kaum mehr 
ein Schattendasein; die Mitgliedschaft i n derselben wurde 
gleichwohl als Beg ründung dafür angeführt , daß dem Namibia-
Rat der Vereinten Nationen die Abhaltung einer Konferenz in 
der Bundesrepublik Deutschland versagt wurde. A m 23. Januar 
1986 hatte sich Staatsminister Lutz Stavenhagen i m Bundestag 
auf eine Frage der Grünen-Abgeordne ten Ursula E id h in auf die 
sich aus der Mitgliedschaft ergebende »Neutral i tä tspf l icht« be­
rufen und mitgeteilt, eine Gastgeberrolle für die Veranstaltung 
»hät te als Abgehen von der bisherigen Position der Neu t r a l i t ä t 
interpretiert werden können«. 

Schatten deutscher Kolonialherrschaft 

In einem grundsä tz l i chen Punkt der höchs t kontrovers geführ­
ten Diskussion um Namibia sind sich alle i m Bundestag vertre­
tenen Parteien einig: Auf Grund der historischen Hypothek ge­
genüber der ehemaligen deutschen Kolonie habe die Bundesre­
publ ik Deutschland eine besondere Verantwortung in den inter­
nationalen Bemühungen zur Lösung des Entkolonisierungskon-
f l ik t s 4 . Dieser Konsens allerdings ist vordergründ ig : I n der Fra­
ge, wie dieser Verpflichtung Rechnung zu tragen sei und wie sich 
entsprechendes (außen-)poli t isches Handeln inhal t l ich defi­
niert, werden u n ü b e r b r ü c k b a r e Meinungsunterschiede deut­
l ich. 

Einzig die G r ü n e n art ikulieren une ingeschränk te Sol idar i tä t 
mi t den Zielsetzungen der nationalen Befreiungsbewegung 
SWAPO. Aber auch die SPD fordert i n ihrer Rolle als Opposi­
tionspartei nunmehr eine s t ä rke re Berücks ich t igung dieser von 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 1973 als »die 
wahre Vertretung des namibischen Volkes« anerkannten, 1976 
mi t Beobachterstatus versehenen Organisation. Die Regierungs­
pol i t ik dagegen hat sich — vers t ä rk t seit dem Wechsel i m Herbst 
1982 — immer einer eindeutigen und vorbehaltlosen Parteinah­
me in der polarisierten Situation enthalten. Mehr noch: Neuere 
Entwicklungen verdeutlichen, daß sich die offizielle Namibia-
Pol i t ik zunehmend an Optionen orientiert, die weder einem in 
freier Entscheidung zum Ausdruck gebrachten Mehrheitswillen 
der namibischen Bevölkerung noch dem Standpunkt der Mehr­
heit i n den Vereinten Nationen entsprechen. 
Nicht nur in Namibia selbst sind die Auswirkungen des deut­
schen Kolonialismus in den grundlegenden Strukturen gesell­
schaftlicher Herrschaft und Ungleichheit bis heute verankert 
geblieben. Auch in der Bundesrepublik Deutschland gibt es nach 
wie vor enge emotionale Bindungen an die deutsche Sprachge­
meinschaft Namibias. Die ungefähr 15—20 000 deu t schs tämmi­
gen Siedler i m Lande, die einen erheblichen Teil der 70—80 000 
Weißen ausmachen, haben quali tat iv ein noch größeres Gewicht, 
als es ihrem quantitativen Ante i l ohnehin entspräche . Die mi t 
diesen Namibia-Deutschen augenscheinlich verknüpfte Vorstel­
lung einer deutschen zivilisatorischen Mission vergangener Tage 
bleibt hierzulande hoch geschätz t , wenngleich höchst umstr i t ­
ten. Die Existenz dieser Gemeinschaft i n Namibia ist als kon­
kretes Resultat der historischen Verflechtung immer ein erheb­
licher Faktor i n der Namibia-Pol i t ik der Bundesrepublik 
Deutschland geblieben, der i m Sinne einer >Fürsorgepflicht< i n 
das politische Handeln einfloß; mit der G r ü n d u n g der Tnteres-
sengemeinschaft deutschsprachiger S ü d w e s t e n (IG) im Jahre 
1978 fand die Bonner Pol i t ik einen — hauptsäch l ich kul turgrup­
penspezifisch definierten — institutionalisierten Ansprechpart­
ner. 
Demgegenüber findet sich in den kolonialismuskritischen Be­
trachtungsweisen hinsichtlich Namibias eher die Auffassung 
einer >Wiedergutmachungspflicht< gegenüber der kolonisierten 
Mehrheit. Unter Verweis auf den von der Bundesrepublik ver­
tretenen Anspruch, Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches zu 
sein, versuchen diese Befürworter einer s tä rker dem nationalen 
Befreiungskampf zugeneigten Pol i t ik bislang vergeblich, eine 
moralische Pflicht gegenüber der kolonisierten Mehrheit einzu-

Johannesburg: Zentrum des Gold­
bergbaus und der Industrie Süd­
afrikas. Ohne die Arbeitskraft der 
afrikanischen Bevölkerungsmehr­
heit käme der gewaltige Wirt­
schaftskomplex zum Stillstand. 
Doch dürfen nur wenige afrikani­
sche Arbeiter — meist Dienstbo­
ten — hier oder in anderen Städ­
ten Südafrikas leben. Ihnen sind 
mehr oder minder entfernte 
>Townships< zugewiesen; teils 
müssen sie aus den weitab gelege­
nen Bantustans — den von der 
Minderheitsregierung mittlerwei­
le mit gefälligeren Namen verse­
henen Arbeitskräftereservoirs des 
Apartheidsystems — einpendeln. 
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klagen, die bezogen auf die deu t schs tämmige Klientel Namibias 
durchaus von Regierungspolitikern gesehen und akzeptiert 
w i r d . Der zumindest latente ideologische Stellenwert, der dem 
Entkolonisierungskonflikt i n Namibia aufgrund der kolonialge­
schichtlichen Verbundenheit beigemessen w i r d , scheint jeden­
falls i n der Sicht weiter Teile damit befaßter Kreise von ganz 
besonderer Bedeutung zu sein. 

Die Namibia-Politik der Sozialliberalen 

Schon die Regierung der sozialliberalen Koal i t ion bot i n puncto 
Namibia-Poli t ik bereits hinreichend Anlaß zu kritischen Stel­
lungnahmen. Verbale Vers tändnis - , wenn nicht gar So l ida r i t ä t s ­
bekundungen mi t der kolonisierten Mehrheit koll idierten häuf ig 
mit der faktischen Weigerung, solchen Wil lenserk lärungen auch 
die notwendigen Taten folgen zu lassen. So hielt die Bundesre­
gierung noch jahrelang als weltweit einziger Staat am Konsulat 
in Windhoek fest und traf dann mi t der Delegierung der Betreu­
ung an eine in Südaf r ika ansässige Vertretung eine denkbar 
unglückl iche Entscheidung. Auch die zögerl iche Haltung i n Fra­
gen des deu tsch-südaf r ikan ischen Kulturabkommens, das lange 
Zeit Namibia einschloß, verriet wenig Fingerspi tzengefühl . 
Ebenso standen die von der Bundesrepublik Deutschland i n er­
heblichem Umfang geförderten deutschen Privatschulen i m 
Lande schon lange vor dem Regierungswechsel unter der K r i t i k 
von Apartheidgegnern, da ihr ta t säch l icher Wil le zur Vers tänd i ­
gung mi t der Bevölkerungsmehrhe i t durchaus zu bezweifeln war 
und ist. Lippenbekenntnisse zu einer mehr als formalen Entko­
lonisierung widersprachen auch der ta t säch l ichen Pass iv i tä t 
und selbstauferlegten Z u r ü c k h a l t u n g i m Rahmen der Verhand­
lungen mi t Südaf r ika seitens der westlichen Kontaktgruppe 5 . 
Kompetente Kr i t i ke r monierten bereits Ende der siebziger Jah­
re, daß die bundesdeutsche Außenpol i t ik zum Südl ichen Afr ika 
einem Konzept verpflichtet sei, das de facto 
»dem Aufbau von kooperationsfähigen Gruppen in Simbabwe, Namibia und 
Südafrika Vorrang gab vor der Eindämmung der Kriegsgefahr« und dieses 
Anlaß zu dem Mißtrauen gebe, »daß letztlich doch nur eine verdeckte Hege­
monie der weißen Minderheiten — abgesichert durch kollaborierende afrika­
nische Mittelschichten — angestrebt werde« 6. 
Eine kritische Bilanz desselben Autors aus dem Jahre 1982 be­
scheinigte der Bundesregierung 
»maßgeblichen Anteil an der Verfestigung der Herrschaft Südafrikas in Na­
mibia, der diplomatischen Aufwertung Südafrikas und der Tolerierung der 
Eskalation des Krieges im Südlichen Afrika« 7. 
Interessant und aufschlußreich ist i n diesem Zusammenhang 
auch die von dem damals noch der FDP angehörenden heutigen 
SPD-Parlamentarier G ü n t e r Verheugen vorgebrachte Charak­
terisierung der Handlungsmaxime Außenminis te r Genschers, 
der als Nachfolger Scheels eine aktive bundesdeutsche Nami­
bia-Poli t ik maßgebl ich init i ierte. Die angeführ ten Motive lassen 
auf ein aufgeklär tes Vers tändnis von Machtpol i t ik schließen, 
wenn Verheugen seinem ehemaligen Parteivorsitzenden konze­
diert, daß er 
»über die emotionale Bindung hinaus die Notwendigkeit (sah), durch eine 
Beteiligung am Dekolonisierungsprozeß ein weiteres Vordringen der sowje­
tischen Einflußsphäre zu verhindern« 8. 
Angesichts dieser liberal-pragmatischen Handlungsmaxime der 
Namibia-Poli t ik der Bundesrepublik Deutschland unter der Fe­
der führung des Auswär t igen Amts konnte so das Ende der so­
zialliberalen Regierungsära im Herbst 1982 mit dem Fazit be­
dacht werden, daß Hans-Dietrich Genschers Anspruch auf Kon­
t inu i tä t i n relevanten Fragen der Außenpol i t ik i m Falle Nami­
bias durchaus nicht zwangsläuf ig und grundsä tz l ich den Zie l ­
setzungen der Unionsparteien entgegenstand, wenngleich sich 
aus deren Reihen alsbald kritische Stimmen zu Wort melde­
ten. 

Kontinuität und Wende: 
Namibia-Politik nach dem Regierungswechsel 

M i t dem Regierungswechsel in Bonn wurde zunächs t eine i n den 
Unionsparteien vertretene Lobby, bei der »die m e r k w ü r d i g e 

Hinwendung zu einem längst nicht mehr vorhandenen >Deutsch-
Südwest<. . . noch . . . lebendig is t« 9 , Tei l der formalen p o l i t i ­
schen Machtbasis. Damit vermochten diese >Südwester<, die be­
reits seit Jahren rege Akt iv i tä ten betrieben, aus ihrem tolerier­
ten Schattendasein herauszutreten und aktiv-gestaltend in die 
offizielle Namibia-Pol i t ik einzugreifen. So w i r d insbesondere 
anhand der Akzentverschiebung konservativer Bewertung der 
außenpol i t i schen Linie Genschers exemplarisch die ve ränder t e 
Perzeption deutlich. 
Wurde noch 1981 in einer Broschüre der >Deutschen Af r ika -
Stiftung< (deren damaliger Vorsitzender Hans Stercken (CDU) 
w ä h r e n d der vergangenen Legislaturperiode auch Vorsitzender 
des Auswär t igen Ausschusses des Bundestages wurde) darauf 
hingewiesen, »daß die FDP in der Namibia-Frage eine zuneh­
mend konstruktivere Haltung e innimmt« und die »Standhaf t ig -
keit der Freien Demokraten gegenüber der SPD« gelobt 1 0 , mo­
nierte bereits zwei Jahre spä te r derselbe Autor, daß »die Ü b e r ­
lagerung des Dekolonisationskonfliktes i n Namibia durch den 
Ost-West-Konflikt nicht in vollem Ausmaß erkannt worden« 
sei 1 1 . Jetzt wurden Impulse gefordert, »die aus der Sackgasse 
einer N a m i b i a - L ö s u n g unter UNO-Vorzeichen herausführen«. 
Eine »Deutsche Fr iedenspol i t ik« für Namibia solle künft ig unter 
anderem folgende Empfehlungen beherzigen: 
Politische und materielle Hilfe für die »Kräfte des >peaceful change<«, damit 
sie »in den Augen der Bevölkerung mehr und mehr als die wahren Befreier des 
Landes erscheinen«; »eine entschiedene Verurteilung des Friedensstörers . . . 
SWAPO«; »Entwicklungshilfe für militante Frontstaaten . . . drastisch zu 
reduzieren bzw. einzustellen« und »Mut zu international unpopulären Ent­
scheidungen«. 
Der damalige Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar­
beit, Jü rgen Warnke, würd ig t e diese Studie eines der exponier­
testen Protagonisten einer südafr ikafreundl ichen Pol i t ik in ei­
nem Brief an ihren Autor folgendermaßen: 
»Durch Ihre umfassende Analyse und Ihren engagierten Beitrag zu den Per­
spektiven einer neuen deutschen Namibia-Politik< hat die Diskussion in die­
ser schwierigen Frage eine Grundlage erhalten, die ihr in der Bundesrepublik 
Deutschland allzulange gefehlt hat. Daß Sie den Namibia-Konflikt in den 
relevanten globalen Rahmen eingeordnet haben, findet meine besondere An­
erkennung.« 1 2 

Dieser relevante globale Rahmen findet bereits eingangs der 
gelobten Studie seinen Ausdruck in markigen Sentenzen, die 
davor warnen, 
»daß gewisse Kreise des Westens objektiv als Agenten der sowjetischen E x ­
pansionspolitik in Afrika fungieren. Durch ihr Eintreten für militante mar­
xistische Bewegungen ebnen sie der UdSSR nicht nur den Weg von Luanda 
über Windhoek nach Kapstadt, sondern langfristig auch an den Rhein und die 
europäische Atlantikküste« 1 3. 
Hier w i r d in anerkennenswerter Offenheit ein Wel tbi ld a r t iku­
liert , das anscheinend der Betrachtungsweise großer Teile der 
Unionsparteien und eines kleineren Teils der FDP-Frakt ion ent­
spricht. 
»Daß die SWAPO ein völlig normales Produkt des Kolonialismus auf der 
Grundlage eines völlig normalen afrikanischen Nationalismus ist, mochte 
und mag der christliche Parteienverbund nicht einsehen. Dieser vollständige 
Realitätsverlust hängt zusammen mit der geopolitischen Obsession führender 
Außenpolitiker der Unionsparteien«, 

versuchte der jetzige Oppositionspolitiker Verheugen diese 
Grundhaltung zu charakterisieren 1 4 . Auch die Versuche einer 
nüch t e rnen Beurteilung der SWAPO durch gemäßigte und i n 
konservativen Kreisen als kompetent geschätz te Wissenschaft­
ler wie den Politologen Franz Ansprenger von der Arbeitsstelle 
>Politik Afrikas< der F U Berl in vermögen an dieser Wahrneh­
mung wohl kaum etwas zu ändern : Ansprenger wendet sich in 
seiner SWAPO-Studie explizit gegen eine »Verschwörungs theo­
rie«, die in der SWAPO alleine das Instrument und den Erfül ­
lungsgehilfen Moskaus sieht 1 5 . Bezüglich der Repräsen ta t iv i t ä t 
der SWAPO in Namibia stellt Ansprenger »mehr oder weniger 
deutliche Reflexe einer massiven Zus t immung« fest. Sein Fa­
zit: 
»Die Loyalität breiter Massen des schwarzen Volkes von Namibia zur 
SWAPO reicht sicher auf absehbare Zeit aus, im Falle freier Wahlen die 
SWAPO-Anhänger zur Abgabe ihrer Stimme für SWAPO zu veranlassen.« 

Gerade darin aber dürf te eine der Hauptursachen der gegenwär ­
tigen Pattsituation zu sehen sein, die eine Durch füh rung der 
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Resolution 435(1978) verhindert: Weder Südaf r ika noch die Re­
gierungen der westlichen Staaten scheinen ein von der SWAPO 
regiertes Namibia riskieren zu wollen, solange dafür nicht zu­
mindest ausreichende Kontro l lmögl ichkei ten und entsprechen­
de Rahmenbedingungen geschaffen worden sind. Angesichts der 
von ihm attestierten klaren Mehrhei t sverhä l tn isse zugunsten 
der SWAPO zieht auch Ansprenger in Zweifel, daß das noch 
immer als Haupthindernis geltende >Junktim< ta t sächl ich die 
letzte H ü r d e vor der Verwirkl ichung von Wahlen unter Aufsicht 
der Vereinten Nationen darstelle. 
Wurden seitens der SPD/FDP-Regierung zur Lösung des Nami ­
bia-Konfl ikts wenigstens noch Versuche zur Einbeziehung der 
SWAPO i n Form einer Gesprächs - und i m h u m a n i t ä r e n Bereich 
auch partiellen Hilfsbereitschaft unternommen, scheint die Be­
rüh rungsangs t der gegenwär t igen Regierungskoalition auf­
grund der skizzierten spezifischen Wahrnehmung s tä rke r die 
Tendenz zu Aus- und Abgrenzung in den Vordergrund zu r ü k -
ken. 

Politikverzicht im Auswärtigen Amt? 

M i t dem erdrutschartigen, so nicht erwarteten Wahlerfolg der 
>radikalen< Z A N U 1980 i n Simbabwe, der Wahl des U S - P r ä s i ­
denten Reagan i m gleichen Jahr sowie dem bald darauf formu­
lierten >Junktim< in der Namibia-Frage wurde zudem eine er­
hebliche Z ä s u r geschaffen, die bis heute nachhaltige Wirkung 
zuungunsten der SWAPO zeigt. M i t der E inführung des >Junk-
tims< verbindet Verheugen gar das Ende der gemeinsamen west­
lichen Namibia-Poli t ik: Außenminis te r Genscher habe dasselbe 
formal nie akzeptiert, sich aber gefügt, indem es in Beantwor­
tung einer Großen Anfrage der SPD-Opposition zur Pol i t ik i m 
Südl ichen Afr ika i m Dezember 1983 als »ein unübe r sehba re s 
politisches Fak tum« qualifiziert wurde 1 6 . 
Das Außenmin i s t e r ium beugte sich so i n der Namibia-Poli t ik 
zunehmend dem Kurs der USA unter der Reagan-Administra­
t ion und verzichtete fortan weitgehend auf eigene Ini t iat iven. 
Diesen freiwill igen Verzicht auf eine e igenständige bundesdeut­
sche Außenpol i t ik zu Namibia verdeutlichte i m Früh jah r 1986 
die Beantwortung einer Großen Anfrage der Frakt ion der G r ü ­
nen zur Namibia-Poli t ik der Bundesregierung. Nach der un­
zweifelhaften Dominanz US-amerikanischer Politikauffassung 
i m Rahmen der internationalen Verhandlungen befragt, vertrat 
die Bundesregierung die Auffassung, 
»daß die Bemühungen der USA um eine Lösung des Namibia-Problems 
gegenwärtig die besten Aussichten auf Erfolg bieten. Gerade weil sich die 
Bundesregierung zu einer besonderen Verantwortung der Bundesrepublik 
Deutschland für Namibia bekennt, wünscht sie einen raschen Erfolg dieser 
Bemühungen.« 1 7 

Diese Bescheidenheit war wohl auch dem wachsenden Druck 
aus den Reihen der eigenen Regierungskoalition geschuldet. Die 
relative Bedeutung der Kontroverse zum Südl ichen Afr ika i n der 
westdeutschen Außenpol i t ik wurde offensichtlich, als Mit te 
1985 i n einer öffentlich geführ ten Debatte Mitglieder der Regie­
rungskoalition nicht nur Genschers Ostpolitik kritisierten, son­
dern zugleich auch die Aufmerksamkeit auf die Position zum 
Südl ichen Afr ika lenkten, wobei der CSU-Vorsitzende und bay­
rische Minis te rpräs iden t Franz Josef S t r a u ß einmal mehr die 
Meinungsführerschaf t beanspruchte. Er exponierte sich damit 
allerdings nur stellvertretend für eine erhebliche Zahl von Par­
lamentariern aller drei Regierungsparteien, i n denen 
»ein ständiger und zahlenmäßig beachtlicher Druck auf die Bundesregierung 
(besteht), 435 endlich aufzugeben, die Regierung der Vielparteienkonferenz 
anzuerkennen und Entwicklungsprojekte in Namibia zu beginnen« 1 8 . 

Erfolge dieser Lobby-Arbeit zeigten sich i n der Antwor t auf die 
bereits e r w ä h n t e Große Anfrage der Grünen i n bezug auf die 
verbale Z u r ü c k h a l t u n g gegenüber der >Interimsregierung<: Wur­
de diese bei ihrer Einsetzung i m Juni 1985 von der Bundesregie­
rung i n Übere ins t immung mi t den anderen Mitgliedern der 
westlichen Kontaktgruppe und den Staaten der Europä i schen 
Gemeinschaft als »null und nichtig« verurteilt , wurde von dieser 
Formulierung nun kein Gebrauch mehr gemacht. Statt dessen 

findet sich der Verweis auf eine Gemeinsame Erk lä rung der 
Außenminis te r der Zehn vom 30. A p r i l 1985 — die somit vor 
Proklamierung der >Interimsregierung< abgefaßt worden war. 
FDP-MdB Wolfgang Rumpf kommentierte die Antwor t der Bun­
desregierung auf diese Große Anfrage i n aufschlußreicher Wei­
se, indem er es begrüßte , 
»daß die starre Formel der UN-Sicherheitsresolution 435 nicht mehr in den 
Mittelpunkt aller Betrachtungen zur Beilegung des Namibia-Konfliktes ge­
setzt wurde. . . . Daß auch die Bundesregierung dem Lösungsplan der Kon­
taktgruppe verpflichtet bleibt, solange Südafrika ihm verpflichtet ist (sie!), 
ist politisch verständlich.« 1 9 

So lassen sich nach Ablauf einer vollen Legislaturperiode unter 
der christdemokratisch-liberalen Koalitionsregierung doch ei­
nige gravierende Modifikationen in der Namibia-Pol i t ik ausma­
chen: Zwar w i r d noch immer an der Resolution 435 (1978) des 
Sicherheitsrats verbal festgehalten, die Bezugnahme darauf 
nimmt aber zunehmend formelhafte Züge an. Gleichzeitig w i r d 
eine ün te rne Lösung< nicht mehr mi t der gebotenen Eindeutig­
keit zurückgewiesen, sondern das Gespräch »mit allen po l i t i ­
schen Kräf ten Namibias« als »Teil der politischen Praxis« s tär ­
ker betont 2 0 . 
D a r ü b e r hinaus deutet sich eine s t ä rke re Arbeitsteilung auf der 
Ebene der außen- und entwicklungspolitischen Ressorts an, die 
sich i n unterschiedlicher Form zum Namibia-Konfl ik t verhal­
ten: Während Minister Genschers Anspruch auf Kont inu i tä t i n 
einer zunehmend passiven Haltung des Auswär t igen Amts resul­
tierte, wurde i m Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit (BMZ) unter Minister Warnke eine entwicklungspoli­
tische Offensive zugunsten von Hi l f smaßnahmen in Namibia 
eingeleitet. Ob die E rö r t e rungen der un längs t eingerichteten 
Arbeitsgruppe der Koalitionsfraktionen zur Namibia-Polit ik zu 
einer weiteren Verlagerung der Gewichte führen werden, bleibt 
abzuwarten. 

>Nebenaußenministerium< BMZ 

Während das Auswär t ige A m t durch die Einbindung in die west­
liche Kontaktgruppe und die aus dem damaligen Verhandlungs­
ergebnis resultierenden Vorgaben der Resolution 435 (1978) 
übe r einen relativ eingeengten Spielraum verfügt, scheint das 
B M Z solcherart definierter außenpol i t i scher Räson nicht s t r ik t 
zu unterliegen. Entwicklungspolitische Hi l fsmaßnahmen inner­
halb Namibias sind seit den umfangreichen personellen Ä n d e ­
rungen i m B M Z mi t dem Regierungswechsel 1982 die auffäll ig­
sten Indizien einer revidierten Namibia-Poli t ik. Die völker­
rechtlichen Implikat ionen solcher Hilfe — auch wenn sie unter­
halb der Ebene offizieller Regierungsinstitutionen arrangiert 
und durchgeführ t w i r d — sind zumindest höchst f ragwürdig 
und umstritten. Schwerpunkt dieser entwicklungspolitischen 
M a ß n a h m e n ist der Ausbildungsbereich, der auch der >Interims-
regierung< als vorrangiges Feld gesellschaftlicher Reformen gi l t . 
In welcher Grauzone hierbei das B M Z operiert, machte der A b ­
geordnete Rumpf deutlich: 
»>Nicht-Regierungsebene< heißt . . ., daß wir keine Projekte der Übergangs­
regierung fördern können. Es heißt aber auch, daß wir alle für die Entwick­
lung des Landes sinnvollen Projekte fördern können und wollen, gleichgültig, 
ob der private Träger freundliche, unfreundliche oder gar keine Beziehungen 
zur Übergangsregierung unterhält.« 2 1 

Mitt lerweile operieren mehr als zehn Nichtregierungsorganisa­
tionen mi t Mi t te ln des BMZ kontinuierl ich und zum Teil mi t 
mehreren Projekten innerhalb Namibias. Die staatlich f inan­
zierte Otto-Benecke-Stiftung hat nach mehr jähr igen kompl i ­
zierten Vorverhandlungen inzwischen den Bau eines Berufsbil­
dungszentrums in Windhoek begonnen. F ü r dieses Großpro jek t 
mi t dem Namen Vocational Training Centre Namibia< (VTCN), 
das nach Auskunft von Minister Warnke das berufsbildende 
Schulwesen i n Namibia beg ründen s o l l 2 2 und gemeinsam mi t der 
bundeseigenen Deutschen Gesellschaft für Technische Zusam­
menarbeit abgewickelt w i r d , wurden alleine mehr als 16 
M i l l D M aus dem BMZ-Haushalt bewil l igt . Es scheint nur die 
erste größere M a ß n a h m e auf dem Weg zu einem systematischen 
Ausbau des entwicklungspolitischen Engagements i m Lande zu 
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sein. Anfang 1987 e rk lä r te CDU-MdB Alois Graf von Waldburg-
Zei l : 
»Meine Fraktion ist. . . entschlossen, nach der Bundestagswahl zu konkreten 
Vereinbarungen in der Koalition zu kommen. . . . (Die) Entwicklungspoliti­
ker . . . sind sich in dieser Frage völlig einig: Wir wissen, daß für Namibia 
dringender Handlungsbedarf besteht und ausreichende Handlungsmöglich­
keiten über private Organisationen gegeben sind.« 2 3 

Berührungsängs te hinsichtlich der >Interimsregierung< scheinen 
nicht vorhanden: »Ich halte es durchaus für sinnvoll, daß private 
deutsche Organisationen auch mi t halbstaatlichen Stellen< Na­
mibias zusammenarbe i ten« , führte Waldburg-Zeil weiter aus. 
Auch das geplante Finanzvolumen w i r d bereits mi t einem auf 
vier Jahre verteilten »Hunder t -Mi l l ionen-Mark-Programm« n ä ­
her prognostiziert und deutet an, daß die Bundesregierung bereit 
scheint, sich ihre historische Verantwortung auch etwas kosten 
zu lassen. Diese entwicklungspolitischen Ini t ia t iven werden 
derzeit massiv propagiert. — Angesichts ihrer e rk lä r t en Zielset­
zungen und unter Berücks ich t igung der gesellschaftlichen 
Strukturen in Namibia ist die Prognose erlaubt, daß diese Maß­
nahmen weniger dem Unabhäng igke i t s s t r eben der kolonisierten 
Mehrheit dienlich sind als vielmehr dem Anliegen der >Interims-
regierung<, durch begrenzte soziale Reformen einen Zuwachs an 
Glaubwürd igke i t sowohl innerhalb wie auch auße rha lb des 
Landes zu erzielen. Es ist zu bezweifeln, ob dies Namibia der 
ta t säch l ichen Unabhäng igke i t w i r k l i c h n ä h e r bringen w i r d . 
Die Neubesetzung des Ministeramtes i m B M Z mi t dem CSU-
Parlamentarier Hans Klein gibt jedenfalls keinen Hinweis dar­
auf, daß die Bundesregierung mehrheitlich willens ist, i n der 
neuen Legislaturperiode vom Kurs der vergangenen Jahre abzu­
rücken. I m Gegenteil: Die Koalitionsverhandlungen verdeut­
lichten erneut die Uneinigkeit i n der Pol i t ik gegenüber dem S ü d ­
lichen Afr ika . Eine als »Bestandsaufnahme« deklarierte Kap i tu ­
lat ion vor der Unvereinbarkeit der Standpunkte war der s ibyl-
linische Kompromiß i n einer augenscheinlich festgefahrenen S i ­
tuation. Das Auswär t ige Amt scheint sich noch immer von den 
skizzierten Tendenzen — jenen eines noch s t ä rke ren Vers tänd­
nisses für die südafr ikanische Regierung und einer Präferenz für 
>interne< Lösungen ohne ausreichende Berücks ich t igung der von 
den Befreiungsbewegungen und den Vereinten Nationen vertre­
tenen Grundforderungen — abheben zu wollen. Das Revirement 
s t ä rk t aber die Vermutung, daß eine bewußte re Arbeitsteilung 
i m außenpol i t i schen Bereich zum Konzept der nächs ten Regie­
rungsä ra gehört . Zum einen wurde das Außenmin is te r ium i n den 
Sp i t zenämte rn gänzl ich der FDP über lassen. Zum anderen rück t 
mi t Hans Kle in ein standfester und prinzipientreuer, seinem 
Parteivorsitzenden loyal verbundener CSU-Politiker an die 
BMZ-Spitze, mit dem — nach eigenem Bekunden am Tag der 
Vereidigung 2 4 — ein weiterer Außenpol i t iker am Kabinettstisch 
Platz nimmt. 

Klein, i n der vergangenen Legislaturperiode außenpol i t i scher 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und zu Anfang der 
Koalitionsverhandlungen bezeichnenderweise als Staatsmini­
ster für das Auswär t ige A m t i m Gespräch , ist i n Sachen Namibia 
kein Neuling: Gemeinsam mi t Wolfgang Rumpf, dem entwick­
lungspolitischen Sprecher der FDP-Fraktion, war Kle in der U n ­
terzeichner einer Grußbotschaf t zum ersten Jahrestag der >Inter-
imsregierung< i m Juni 1986. Dar in wurde die Bundesregierung 
aufgefordert, »großzügige Hilfe an Namibia auf Nicht-Regie­
rungsebene abzusichern und Projekte privater Träger u n a b h ä n ­
gig von ihrer Beziehung zur Übergangsreg ie rung zu fö rde rn« 2 5 . 
E in Jahr vorher weilte er in Windhoek, um den Einsetzungsfei­
erlichkeiten dieser >Regierung< beizuwohnen, für die er eine faire 
Chance forderte 2 6 . I n der Mai-Ausgabe des >Deutschland-Maga-
zin< hatte Kle in bereits die bevorstehende Einrichtung der >In-
terimsregierung< begrüßt und die Auffassung kri t is iert , daß die 
SWAPO eine Mehrheit repräsent ie re . Die westlichen Staaten, so 
Kle in weiter, hä t t en keinen Anlaß zu verschüch te r te r Unterord­
nung unter eine marxistisch manipulierte UNO-Meinung. 
I n einem Pressegespräch mi t dem >Namibia Information Office< 
versprach Klein schon i m Herbst 1985, »die parlamentsinternen 
Akt iv i tä ten zugunsten Namibias zu steigern«, wobei er davon 

Dr. Sotirios G. Mousouris ist als Beigeordneter Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen neuer Leiter des Zentrums gegen Apartheid im UN-Sekretariat. Der am 1. No­
vember 1934 geborene Grieche Mousouris studierte Rechts- sowie Politik- und Wirt­
schaftswissenschaften an der Universität Athen; in Harvard wurde er zum Doktor der 
Betriebs- und Volkswirtschaft promoviert. Er ist, abgesehen von einer einjährigen 
Unterbrechung, seit 1966 bei der Weltorganisation tätig; unter anderem hatte er eine 
leitende Stellung beim UN-Zentrum für transnationale Unternehmen inne. 

ausgehe, »daß die Interimsregierung in Windhoek ein richtiger 
Schritt i n die richtige Richtung sei«. Gefordert sei jetzt Aufbau­
hilfe: 
»Man habe die Chance, wesentlich mit deutscher Hilfe in Namibia ein Modell 
zu schaffen. Dieses Modell sei jedoch nicht zu realisieren, wenn man in der 
Bundesrepublik versuche, sich in heuchlerischen Moralposen gegenseitig zu 
überbieten.« 2 7 

M i t der Kabinettsumbildung zeichnet sich also die Verfestigung 
des latenten Kollisionskurses zwischen Auswär t igem Amt und 
B M Z hinsichtlich der Bonner Haltung zum Konf l ik t i m Süd l i ­
chen Afr ika ab. I n Hans Kle in hat die Entwicklungspoli t ik einen 
Nachfolger Warnkes bekommen, der noch nachdrück l i che r ein 
spezifisches Engagement in der ehemals deutschen Kolonie ver­
t r i t t — ein Engagement, das dem Standpunkt der Vereinten 
Nationen keinerlei Respekt zollt. Es ist abzusehen, daß das B M Z 
in der Namibia-Frage ta t sächl ich eine >Nebenaußenpolitik< ak­
t iv zu gestalten b e m ü h t sein w i r d . 

>Vergangenheitsbewältigung< nicht in Sicht 

»In Namibia könnte eine Schuld aus der Vergangenheit abgetragen werden, 
es könnte die Geschichte ein Stück weit korrigiert werden. Keine Bundesre­
gierung hat das so gesehen«, 
stellt G ü n t e r Verheugen i n seinem engagierten Buch zur Pol i t ik 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Südl ichen 
Afr ika fest 2 8 . Es bedarf keiner prophetischen Gabe vorherzusa­
gen, daß eine solche Korrektur der Geschichte (sofern sich Ge­
schichte ü b e r h a u p t korrigieren läßt) auch von der neuen alten 
Bundesregierung nicht beabsichtigt ist. Schließlich ist das geno­
zidartige Vorgehen kaiserlicher Truppen gegen die Hereros und 
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Namas 1904 kaum i m öffentlichen Bewußtse in präsent , das eher 
von >Südwest<-Nostalgie geprägt ist. 
Anläßl ich des 25. Jahrestags der >Erklärung übe r die G e w ä h ­
rung der Unabhäng igke i t an koloniale L ä n d e r und Völker< ver­
abschiedete die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
am 2. Dezember 1985 bei 13 Stimmenthaltungen zumeist west­
licher Staaten ihre Resolution 40/5 6 2 9 . Dar in — wie in vielen 
ähnl ichen Bekundungen — bittet sie 
»die Mitgliedstaaten eindringlich, sämtliche Namibia betreffenden Wirt­
schafts-, Finanz- und Handelsbeziehungen sowie sonstigen Beziehungen zu 
dem rassistischen Minderheitsregime Südafrikas abzubrechen und keinerlei 
Beziehungen zu Südafrika aufzunehmen, die seiner fortgesetzten illegalen 
Besetzung des Gebiets Legitimität und Unterstützung verschaffen könn­
ten«. 
Die gegenwär t igen Akzentverschiebungen der Bonner Außen-
und Entwicklungspoli t ik deuten darauf hin, daß sie sich vom 
Inhalt dieser Mehrheitsposition der internationalen Staatenge­
meinschaft weiter entfernen. 
Die Bundesrepublik Deutschland gehör t derzeit wieder dem Si ­
cherheitsrat der Vereinten Nationen an. Es steht zu vermuten, 
daß sich dieses mi t der Wahrung von Weltfrieden und interna­
tionaler Sicherheit betraute Organ auch in Zukunft intensiv mi t 
dem weiterhin ungelös ten Konf l ik t i n und um Namibia zu be­
schäft igen haben w i r d . Die Bundesregierung ist gefordert, ihr 
Vers tändnis hinsichtlich ihrer »besonderen historischen Verant­
wor tung« offenzulegen. Eine nüch te rne Bestandsaufnahme der 
letzten Jahre läßt freilich erwarten, daß sie auch künft ig dem 
Verdacht nicht entgehen kann, die durch die M i t w i r k u n g an 
Resolution 435 des Sicherheitsrats eingegangene Verpflichtung 
vornehmlich verbal zu erfüllen, dabei aber dem Mehrheitswillen 
der Kolonisierten wie auch dem Wunsch der afrikanischen Staa­
tengruppe i n den Vereinten Nationen weniger Beachtung zu 
schenken als den (wahren?) Interessen einer kleinen Gruppe in 
Namibia. 
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Gewalt, Gegengewalt, Gewaltverbot 
Der internationale Terrorismus als Herausforderung der Vereinten Nationen HERMANN WEBER 

Eine neue Welle diffuser Gewalt ist seit dem Herbst vorvergan­
genen Jahres über Europa und den Mittelmeerraum hinwegge­
gangen. Neu ist das Phänomen des internationalen Terrorismus 
indes nicht; in den Vereinten Nationen wird es seit geraumer 
Zeit behandelt, und die Bundesrepublik Deutschland hat in die­
sem Rahmen einen Achtungserfolg mit der von ihr angeregten 
Ausarbeitung einer Konvention gegen Geiselnahme1 verzeich­
nen können. Einen Ad-hoc-Ausschuß zum internationalen Ter­
rorismus hatte die Generalversammlung bereits 1972 eingerich­
tet; er legte 1979 seine Empfehlungen2 vor. Traten damals Ein­
schätzungsunterschiede noch deutlich zutage, so läßt sich in 
jüngster Zeit — ohne daß damit die Kontroverse über die politi­
schen Ursachen ausgeräumt wäre — angesichts der Terrorakte 
eine gesteigerte Empfindsamkeit der Staatenmehrheit in der 
Weltorganisation registrieren; aus gleichem Anlaß freilich auch 
eine zunehmende Unbekümmertheit der westlichen Führungs­
macht um die Grenzen legitimer Gewaltanwendung in den inter­
nationalen Beziehungen. 

I 

Die nicht abre ißende Kette von Terroranschlägen, aber auch die 
zu ihrer Abwehr ergriffenen Gegenmaßnahmen , wie sie vor a l ­

lem i m Herbst 1985 und i m Früh jah r 1986 die öffentliche M e i ­
nung erregten, bedrohen den Frieden aller Staaten in einem 
Maße, wie dies noch vor zwei Jahrzehnten für unmöglich gehal­
ten worden wäre . Der Beginn dieser besorgniserregenden Ent­
wicklung kann etwa mi t dem Ausbruch des libanesischen Bür ­
gerkrieges vor zwölf Jahren angesetzt werden. Zu diesem Zeit­
punkt war der Strategie der Paläs t inenser , durch Flugzeugent­
führungen und Bombenansch läge auf israelische Einrichtungen 
die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit auf die ungelös te 
Pa läs t inaf rage zu lenken, nicht der Erfolg beschieden, den sich 
die für diese Anschläge Verantwortlichen, die zum größten Teil 
unter dem Dach der PLO zusammengefaßt waren, erhofft hat­
ten. Seither hat sich die Terrorszene regional erheblich ausge­
weitet und ist einem Untergrundkampf aller gegen alle gewi­
chen, in dem eine unübe r schauba re Zahl miteinander rivalisie­
render politischer Gruppen und G r ü p p c h e n ohne erkennbare 
Verantwortung nach außen die bis dahin i m Nahen Osten be­
grenzt wirksamen Mechanismen der Friedenssicherung der Ver­
einten Nationen außer Kraf t gesetzt hat. Die metastasengleichen 
Weiterungen und Steigerungen dieses verdeckten Krieges und 
die Passivi tät , mit der das internationale System lange Zeit auf 
diese Bedrohung reagierte, führ ten dazu, daß die Vereinigten 
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